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Die Fortentwicklung des Rechtes ist zugleich ein 
Hinweis auf die moralischen Grundsätze einer Ge-
sellschaft. Im Zusammenhang mit Geschlechter-
diskriminierung ist dabei eine rasante Entwick-
lung zu verzeichnen. War es doch noch bis Mitte 
des letzten Jahrhunderts geltendes Recht, Frauen 
lediglich aufgrund ihres Geschlechts rechtlich 
schlechter zu stellen als Männer. Erst die Nach-
kriegsordnung brachte mit dem Verfassungs-
grundsatz in Art 3 Abs. 2 Grundgesetz (GG) die 
Wende. Trotzdem wurde Ehefrauen noch bis in 
die 1970iger Jahre hinein vom Familienrecht vor-
geschrieben, die Rolle der Hausfrau und Mutter zu 
übernehmen und so auf finanzielle Unabhängig-
keit zu verzichten.

Wir haben also einiges erreicht, wenn es um die 
Rechtsstellung von Frauen in unserer Gesellschaft 
geht. Wie schwierig der Weg dorthin war und wel-
che unterschiedlichen Anspruchsgrundlagen ge-
gen Diskriminierung heute zur Verfügung stehen, 
soll im Folgenden aufgezeigt werden. Dabei ist 
auch auf ein neues Gesetzesvorhaben einzugehen, 
das die sexuelle Identität als „gefühltes Geschlecht“ 
über das biologische Geschlecht stellen will, und 
das in seinen möglichen Auswirkungen auf die 
Frauenrechte bisher von vielen unterschätzt wird. 
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Verfassungsauftrag Gleichstellung

Nach dem Zusammenbruch des Hitlerfaschismus in 
Deutschland entstand eine neue Verfassung, die in 
ihren Grundrechten demokratische Werte garantiert 
und durch die Gewaltenteilung in Legislative, Execu-
tive und Judikative ein totalitäres System auf Dauer 
verhindern soll. Aufgrund des Besatzungsstatus er-
hielt diese Verfassung den Namen Grundgesetz und 
sollte in den Zonen der westlichen Siegermächte bis 
zur Wiedervereinigung gelten.

Der Entwurf für das Grundgesetz kam von einem 
Verfassungskonvent, der sich im Auftrag der damali-
gen 11 Regierungschefs (männlich) der Länder kons-
tituierte und im August 1948 in Herrenchiemsee tag-
te. Letztlich zu erarbeiten und abzustimmen war der 
Inhalt des Gesetzes dann vom Parlamentarische Rat, 
der aus 11 Männern und 4 Frauen bestand.

Der Verfassungskonvent schlug diesem parlamenta-
rischen Rat bezüglich der Geschlechtergleichstellung 
lediglich die Übernahme des Art. 109 aus der Wei-
marer Reichverfassung (WRV) vor. Darin hieß es: 
„Männer und Frauen haben grundsätzlich dieselben 
staatsbürgerlichen Rechte und Pflichten“. Schon diese 
Festlegung war hart erkämpft und Ausdruck des Er-
folges der ersten Frauenbewegung, denn er bedeutete 
die Absicherung des aktiven und passiven Wahlrech-
tes für Frauen und ermöglichte ihren Zugang zu öf-
fentlichen Ämtern.

Eine Gleichstellung in anderen Rechtsbereichen, wie 
dem Allgemeinen Zivil-, Familien oder Arbeitsrecht, 
war davon aber nicht erfasst. Ehefrauen sollten also 
weiterhin keine gegenseitig verpflichtenden Verträge 
abschließen können oder frei entscheiden, ob sie er-
werbstätig sein wollten. Das Namensrecht negierte 
den Geburtsnamen der Frau automatisch mit der 
Eheschließung und die Vernachlässigung der „eheli-
chen Pflichten“ war ein Scheidungsgrund. Alles das 
sollte nach Auffassung des Verfassungskonvents und 
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zunächst auch des parlamentarischen Rates, erhalten 
bleiben.

Eine mutige Frau

Nur eine einzige Frau im parlamentarischen Rat 
wollte das nicht hinnehmen. Elisabeth Selbert von 
der SPD kämpfte für die vollständige rechtliche 
Gleichstellung der Frau, nicht nur in Bezug auf ihre 
staatsbürgerlichen Rechte. Neben vielen emotionalen 
Einwänden wurde dagegen auch ein formaljuristi-
sches Argument ins Feld geführt: Es müsse ja das ge-
samte Zivilrecht, insbesondere das Familienrecht, 
geändert werden. Es würde also zunächst ein „rechts-
freier Raum“ entstehen. Allein darin ist zu sehen, wie 
tief verankert die Frauendiskriminierung in unserer 
Rechtsordnung war.

Elisabeth Selbert gab nicht nach und konnte letztlich 
auch mit Unterstützung der Frauen aus der Gesell-
schaft den Wortlaut des Art. § Abs. 2 S. 1 GG durch-
setzen: „Männer und Frauen sind gleichberech-
tigt“. 

So profan es für uns heute auch klingen mag, so 
schwierig war es damals, allein die rechtliche Gleich-
stellung der Frauen mit Männern politisch durchzu-
setzen. Um das Zivilrecht dem neuen Verfassungs-
grundsatz anzupassen, wurde eine Übergangsfrist in 
das Grundgesetz eingefügt, in der es hieß: „Das dem 
Art. 3 Abs. 2 GG entgegenstehende Recht bleibt bis 
zu seiner Anpassung … jedoch nicht länger als bis 
zum 31. März 1953 in Kraft“. Diese Frist wurde nicht 
eingehalten und übergangsweise mussten die Gerich-
te von Fall zu Fall entscheiden, da der Gleichberech-
tigungsgrundsatz nach Ablauf der Frist Gültigkeit 
hatte. Erst 1958 wurde dann das I. Gleichberechti-
gungsgesetz zur Anpassung des Zivilrechtes an das 
GG erlassen, in dessen Vorwort es noch hieß:1 „Die 
vornehmste Aufgabe der Frau ist es, das Herz der Fa-
milie zu sein.“

Die Anpassungsfrist wurde in vielen Bereichen dann 
auch darüber hinaus weit überschritten. Im Famili-
enrecht erfolgte sie erst 1977. Das Namensrecht 
musste noch bis in die 80iger/90iger Jahre des letzten 
Jahrhunderts warten, und löste etliche Verfassungs-
gerichtsprozesse aus, um die Beibehaltung des Ge-
burtsnamens von Frauen trotz Eheschließung zu ge-
währleisten.2 Auch sog. „Zölibatsklauseln“, die das 
Arbeitsverhältnis einer Frau bei Eheschließung so-
fort beendeten, waren nicht nur im öffentlichen 
Dienst, sondern auch im allgemeinen Arbeitsrecht 
verbreitet.3

Wiedervereinigung und Förderverpflich-
tung des Staates

Die Wiedervereinigung Deutschlands gab der Gleich-
stellung von Frauen mit Männern einen weiteren 
Schub. In Art. 31 des Einigungsvertrages vom 
31.8.1990 war festgelegt: „Es ist die Aufgabe des ge-
samtdeutschen Gesetzgebers, die Gesetzgebung zur 
Gleichbehandlung zwischen Männern und Frauen 
weiterzuentwickeln.“

Um diesen Auftrag mit Leben zu füllen, gründete 
sich ein parteiübergreifendes Bündnis von Frauen 
im Deutschen Bundestag, die 1994 eine Ergänzung 
des Art. 3 Abs. 2 GG durch einen neu eingefügten 
Satz 2 erreichten.4 Nun heißt es in Art. 2 Abs 2 S. 2 
GG: „Der Staat fördert die tatsächliche Durchset-
zung der Gleichberechtigung von Frauen und Män-
nern und wirkt auf die Beseitigung bestehender 
Nachteile hin.“ Daraus wurde folgerichtig die Pflicht 
der Gesetzgebung abgeleitet, auf eine Angleichung 
der Lebensverhältnisse von Frauen und Männern 
hinzuwirken. Ausdruck fand diese Verpflichtung 
dann in den Gleichstellungsgesetzen des Bundes 
und der Länder und der Etablierung von Gleichstel-
lungsbeauftragten in die Struktur des Verwaltungs-
handelns.

Dabei war für die praktische Umsetzung wiederum 
ein Verfassungsgerichtsurteil wegweisend, welches 
im Zusammenhang mit dem Nachtarbeitsverbot von 
Frauen bestimmte, dass „faktische Nachteile, die ty-
pischerweise Frauen treffen, wegen des Gleichbe-
rechtigungsgebotes aus Art. 3 Abs. 2 GG durch be-
günstigende Regelungen ausgeglichen werden dür-
fen.“ (BVerfG 85,191,207).

Dies war die Geburtsstunde der Quotenregelung 
und gleichzeitig die Koppelung dieses Instrumentes 
der Gleichstellungspolitik an den Ausgleich von 
Nachteilen zu seiner Rechtfertigung. Dieser Grund-
satz muss inzwischen wieder erklärt werden, insbe-
sondere, wenn Gleichstellungspolitik nun häufig auf 
gleiche Repräsentanz von Männern und Frauen ver-
kürzt werden.5

Internationales Recht

Die Frauenrechtskonvention der vereinten Nationen 
(VN) verpflichtet 1979 die Vertragsstaaten, auf allen 
Ebenen und in allen Bereichen, die tatsächliche 
Gleichstellung von Frauen und Mädchen zu verwirk-
lichen. Dieses Übereinkommen zur Beseitigung jeder 
Form von Diskriminierung der Frau (CEDAW) ist 
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damit im Völkerrecht das wichtigste Menschen-
rechtsinstrument für die Rechte von Frauen. Die 
Frauenrechtskonvention wurde am 18. Dezember 
1979 von den Vereinten Nationen (VN) auf ihrer Ge-
neralversammlung verabschiedet und trat 1981 in 
Kraft. Seit der Verabschiedung haben 189 Staaten, 
darunter Deutschland im Jahr 1985, die Frauen-
rechtskonvention ratifiziert. Die Vorgaben sind da-
mit in Deutschland innerdeutsches Recht im Rang 
eines Bundesgesetzes.6

Auf internationaler Ebenen ging dann insbesondere 
von der Weltfrauenkonferenz in Peking 1995 ein 
weiteres starkes Signal aus. Das Prinzip Gender 
Mainstreaming (GM) wurde zur staatlichen Politik-
strategie und rückte „Gender“, das soziale Geschlecht, 
in den Fokus der Gleichstellungspolitik. Durch den 
Amsterdamer Vertrag der EU von 1999 und die 
Übernahme des Prinzips GM in den Lissabon-Ver-
trag 2006 sind nun bei allen Maßnahmen der EU 
Mitgliedsstaaten die Auswirkungen auf die Lebens-
wirklichkeit von Frauen und Männern zu berück-
sichtigen. Nicht zuletzt die Gleichstellungsbeauftrag-
ten haben darauf zu achten, dass dies auch weiterhin 
geschieht.

EU – Vorgaben zum Diskriminierungs
verbot im Zivilrecht

Um die Jahrtausendwende gaben ausländerfeindli-
che Angriffe u.a. in Lübeck und Hoyerswerda dem 
Europäischen Parlament Anlass, Richtlinien zum 
Schutz der Menschen vor Diskriminierung für ihre 
Mitgliedsstaaten zu verabschieden. Damit wurden al-
le Mitgliedsländer verpflichtet, diesen Diskriminie-
rungsschutz in ihr innerstaatliches Recht zu überfüh-
ren. 

Es handelte sich dabei um die Merkmale Rasse, Eth-
nie7, Alter, Behinderung, Religion und Weltan
schauung8, Geschlecht und sexuelle Identität9 und 
um die Gleichbehandlung wegen des Geschlechtes.10 
Den Mitgliedsländern war dabei überlassen, wie sie 
diese Richtlinien in innerstaatliches Recht übertra-
gen.

Die Zielsetzung korrespondierte mit dem Verfas-
sungsauftrag aus Art. 3 Abs. 2 und 3 Grundgesetz11 
und sollte nun seine zivilrechtliche Entsprechung 
durch Festlegung von Ansprüchen insbesondere ge-
genüber dem Arbeitgeber finden.

Das Allgemeine Gleichbehandlungs
gesetz (AGG) 

Die deutsche Gesetzgebung entschied sich für eine 
einheitliche Regelung des zivilrechtlichen Diskri-
minierungsverbotes aller Merkmale in einem Ge-
setz und damit zur Übertragung des bis dahin gelten-
den Diskriminierungsverbotes wegen des Geschlech-
tes aus dem Bürgerlichen Gesetzbuch (BGB) in das 
neu zu schaffende Allgemeine Gleichbehandlungsge-
setz (AGG).

Bis dahin (1980-2006) galt das Verbot der Geschlech-
terdiskriminierung im Arbeitsrecht durch § 611a 
BGB, dessen Bestimmungen12 nun auf alle in den 
EU-Richtlinien genannten Diskriminierungsmerk-
male übertragen wurden.13

Und noch ein weiteres Gesetz, das den Schutz insbe-
sondere von Frauen vor Diskriminierung am Ar-
beitsplatz enthielt, wurde aufgelöst und in das AGG 
integriert. Das „Beschäftigtenschutzgesetz“ galt von 
1994 bis 2006 und hatte den Schutz vor sexueller Be-
lästigung am Arbeitsplatz zum Inhalt.

Der Schutz vor unmittelbarer (sex), mittelbarer (gen-
der) und sexueller Diskriminierung findet sich jetzt 
in den Absätzen 1, 2 und 4 des § 3 AGG Geschlecht 
wurde in der öffentlichen Wahrnehmung so zu ei-
nem Diskriminierungsmerkmal „unter anderen“.

Zivilrechtlicher Diskriminierungsschutz

Die Zielsetzung des Allgemeinen Gleichbehand-
lungsgesetzes (AGG) ist der Schutz vor Ungleichbe-
handlung aufgrund der dort genannten Merkmale. 
Der Anspruch richtet sich dabei vornehmlich an den 
Arbeitgeber. Eine Benachteiligung allein aufgrund ei-
nes oder mehrerer der in § 1 AGG genannten Merk-
male soll vom Arbeitgeber verhindert (präventiv) 
oder beseitigt (reaktiv) werden. Nicht damit gemeint 
ist allerdings die Gleichmacherei von Ungleichem 
oder das undifferenzierte Gleichbehandeln von nicht 
Vergleichbarem.

Diese Unterscheidung in konkreten Kontexten im-
mer wieder aufzurufen, ist nun eine neu gewonnene 
Aufgabe für Gleichstellungsbeauftragten, die nicht 
zuletzt aus der Einbeziehung der rechtlichen Rege-
lungen des Merkmales Geschlecht aus dem BGB in 
das AGG entstanden ist.

Im Zuge von „Diversity“ werden Gleichstellungsbe-
auftragte nun häufig aufgerufen, sich für alle Diskri-
minierungsmerkmale gleichermaßen einzusetzen 
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und ein Einsatz „nur“ für Frauen in Konkurrenz zu 
den anderen Merkmalen gestellt.14

Die sozio-strukturelle Bedeutung von 
Zweigeschlechtlichkeit

Der Auftrag des Staates aus Art. 3 Abs. 2 S. 2 geht 
dabei weit über das Zivilrecht hinaus und verpflichtet 
zur gesamtgesellschaftlichen Förderung der tatsächli-
chen Gleichstellung von Frauen und (mit) Männern 
durch Beseitigung bestehender Nachteile. Diese 
Nachteile tragen nachweisbar immer noch die Frau-
en, wie die Statistiken mit schöner Regelmäßigkeit 
zeigen.15 Männer sind hingegen strukturell begünstigt, 
da sich unsere Arbeitsgesellschaft immer noch an 
traditionellen Mustern und der Aufgabenverteilung 
zwischen den Geschlechtern orientiert.16 
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Dem Merkmal weiblich oder männlich ordnen sich 
dabei weltweit die meisten Menschen zu. Dafür ha-
ben auch wir Rollenbilder ausgebildet, die zu unter-
schiedlichen Chancen von Frauen und Männern auf 
Teilhabe führen und an denen wir arbeiten müssen, 
damit sie die individuelle Entfaltung von Menschen 
nicht mehr einschränken. Damit hat das binäre Ge-
schlecht die größte Bedeutung für unser soziales Mit-
einander und die Struktur von Gesellschaft.

Entsprechend ist unter demokratischer Perspektive 
zunächst für die Chancengleichheit von Frauen und 
Männern, also der Mehrheit der Gesellschaft zu sor-
gen und darüber eine Verbindung zu den weiteren 
Diskriminierungsmerkmalen herzustellen. Unter 
„Intersektionalität“ wird dabei die Verbindung ein-
zelner Merkmale zu einer unguten Allianz von Mehr-
fachdiskriminierung verstanden, die ohne eines die-
ser Merkmale (kumulativ) nicht in gleicher Weise 
auftreten würde.

Dass dabei das Merkmal Geschlecht m/w wiederum 
die größte Bedeutung hat und sich darüber die Struk-
turen innerhalb der anderen Diskriminierungskate-
gorien zeigen, wird deutlich, wenn wir es „vor die 
Klammer ziehen“. Dann ergeben sich daraus wieder-
um Differenzierungen der einzelnen Merkmale, die 
auf die Nachteile von Frauen hinweisen17. Nichts ist 

also intersektional so wirkungsmächtig für struktu-
relle Diskriminierung, wie das weibliche Geschlecht.

Veränderung des Personenstandsrechtes 
und das dritte Geschlecht 

Die strukturelle Bedeutung der Zweigeschlechtlich-
keit wird auch durch die Tatsache nicht geschmälert, 
dass das Personenstandsrecht seit 2018 zusätzlich ei-
nen „diversen“ Geschlechtseintrag ermöglicht für 
Menschen, die sich diesen beiden Gruppen nicht zu-
ordnen wollen.18 Der Verfassungsauftrag zur Gleich-
stellung von Frauen mit Männern wird davon nicht 
berührt oder in seiner gesellschaftspolitischen Be-
deutung geschmälert. Trotzdem wird vielerorts so 
getan, als wenn dieses Themenfeld nun hinter ande-
ren zurückstehen müsste.

Auffällig ist die hohe Akzeptanz für alle Diskriminie-
rungsthemen, die nicht das Ziel der Gleichstellung 
von Frauen mit Männern verfolgen und damit beste-
hende Machtverhältnisse nicht angreifen. Der wei-
testgehende Ansatz dazu ergibt sich neuerdings aus 
dem Koalitionsvertrag der Bundesregierung und ei-
nem geplanten „Selbstbestimmungsgesetz“19. An-
lass dafür bietet die notwendige Überarbeitung des 
Transsexuellengesetzes. 

Verfassungsauftrag vs. politischer  
Zielsetzung

Das Transsexuellengesetz (TSG) aus dem Jahre 1981 
ist in mehreren Bestimmungen bezogen auf die Vor-
aussetzungen, den Geschlechtseintrag zu ändern, für 
verfassungswidrig20 erklärt worden. Das betrifft den 
Nachweis der Lebensführung (es durfte keine Ehe 
zwischen gleichgeschlechtlichen Menschen weiterbe-
stehen) und die Voraussetzungen für einen offiziellen 
Wechsel des Geschlechtseintrages (geschlechtsan-
gleichende Operation und mindestens drei Jahre offi-
zielles Leben in der neuen geschlechtlichen Identi-
tät). Hier ergab sich deshalb Regelungsbedarf für 
transsexuelle Menschen.

Die unstreitig notwendige Überarbeitung des TSG 
soll nun aber zum Anlass genommen werden, gleich-
zeitig auch das Personenstandsrecht (PStR) zu än-
dern und beides in ein sog. „Selbstbestimmungsge-
setz“ zu überführen. Das Geschlecht soll dann allein 
aufgrund der „Geschlechtsidentität“ eines Menschen, 
als gefühltem Zustand und von den biologischen 
Merkmalen unabhängig, von jeder Person lediglich 
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per Sprechakt gegenüber dem Standesamt geändert 
werden können, und dies auch mehrmals.
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Die Voraussetzungen für den Geschlechtseintrag 
der Willkür zu überlassen, ist aber ausdrücklich 
nicht vom Verfassungsgericht gewollt. Das Bundes-
verfassungsgericht hat dazu festgestellt: „Da das Ge-
schlecht maßgeblich für die Zuweisung von Rechten 
und Pflichten sein kann und von ihm familiäre Zuord-
nungen abhängig sind, ist es ein berechtigtes Anliegen 
des Gesetzgebers, dem Personenstand Dauerhaftigkeit 
und Eindeutigkeit zu verleihen, ein Auseinanderfal-
len von biologischer und rechtlicher Geschlechtszuge-
hörigkeit möglichst zu vermeiden und einer Änderung 
des Personenstands nur stattzugeben, wenn dafür trag-
fähige Gründe vorliegen und ansonsten verfassungs-
rechtlich verbürgte Rechte unzureichend gewahrt 
würden.“(BVerfG, Beschluss des Ersten Senats vom 
10.10.2017 – 1 BvR 2019/16 )

„Dabei kann er [der Gesetzgeber], um beliebige Perso-
nenstandswechsel auszuschließen, einen auf objekti-
vierte Kriterien gestützten Nachweis verlangen, dass 
die selbstempfundene Geschlechtszugehörigkeit, die 
dem festgestellten Geschlecht zuwiderläuft, tatsächlich 
von Dauer und ihre Anerkennung für den Betroffenen 
von existentieller Bedeutung ist.“ (BVerfG, Beschluss 
des Ersten Senats vom 10.10.2017 – 1 BvR 2019/16) 

Das bedeutet, dass ein Nachweis für den Geschlecht-
seintrag, wie immer er aussehen soll, laut Bundesver-
fassungsgericht durchaus erlaubt und sinnvoll ist, um 
einen willkürlichen Wechsel des Personenstandes 
auszuschließen21. Dies insbesondere deshalb, weil da-
mit u.a. auch verfassungsrechtlich verbürgte Rechte 
wie die in Art. 3 Abs. 2 GG verbunden sind. Die Ver-
änderung des Personenstandsrechtes ist also kein 
verfassungsrechtlicher Auftrag, sondern lediglich ei-
ne politische Zielsetzung. Diese hätte bei ihrer Ver-
wirklichung weitreichende Folgen für die Struktur 

von Gleichstellungspolitik und die bisher erkämpften 
Frauenrechte.

Auswirkungen auf die Struktur von 
Gleichstellungspolitik

Art. 3 Abs. 2 GG beinhaltet die rechtliche Gleichstel-
lung von Männern und Frauen und beinhaltet die 
Förderverpflichtung des Staates, diese auch tatsäch-
lich herzustellen und für den Ausgleich von Nach-
teilen zu sorgen. Diese ergeben sich für Frauen aus 
der besonderen Verletzlichkeit aufgrund ihres biolo-
gischen Geschlechtes (sex) und aus der ihnen zuge-
wiesenen sozialen Geschlechterrolle (gender).

Eine solche Privilegierung des binären, vorwiegend 
an biologischen Merkmalen orientierten Geschlech-
tes, wäre nach dem Verständnis von „Geschlechts
identität“ nicht haltbar, da die binäre Geschlechter-
ordnung grundsätzlich infrage gestellt wird22.

Auch Maßnahmen zur Frauenförderung wären 
damit hinfällig, weil nicht alle Geschlechter bedacht 
würden. Quotierungen oder Paritätsgesetze, die sich 
um die Erhöhung des Anteils von Frauen an politi
schen Entscheidungsprozessen oder an Führungsposi
tionen bemühen, müssten aufgebrochen und „für alle 
Geschlechter“ geöffnet werden. Damit wäre die 
Struktur der bestehenden Frauenrechte empfindlich 
gestört und auf längere Sicht nicht mehr haltbar. 
Schon jetzt werden Forderungen laut, die Gleichstel
lungsbeauftragten für „alle“ Kategorien von Diversität 
in Anspruch zu nehmen, ohne die besondere 
Bedeutung des Merkmales Geschlecht m/w und den 
Verfassungsauftrag aus Art. 3 Abs. 2 GG zu beachten.

Frauen werden unsichtbar

Zudem könnte sich jede Person zur Frau umdefinie-
ren und damit Zugang zu geschützten Frauenräumen 
(Frauenhäusern) oder frauenpolitischen Strukturen 
(Quotenregelungen) oder dem Frauensport erhalten. 
Dass diese Möglichkeit, insbesondere von heterose-
xuellen Männern, die sich schon lange benachteiligt 
fühlen, ausgenutzt wird, ist nicht auszuschließen und 
auch wenn dazu Hürden zu überwinden wären 
(Sportverbände, Zulassungsverfahren), wären damit 
Kräfte gebunden, die dem Schutz von Frauen entzo-
gen würden.

Es gibt genügend Männer, die sich die Abschaffung 
der „staatlichen Frauenbevorzugung“ auf die Fahne 
geschrieben haben. Dazu reicht ein kurzer Blick ins 
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Netz, in dem die Frauenfeindlichkeit bestimmter 
Männerforen23 und ihre zunehmende Radikalität 
sichtbar wird. Aber auch Kreise, die sich als „woke“24 
verstehen, leisten dem Bemühen, Frauen nicht mehr 
explizit als schutzwürdige Gruppe zu benennen, Vor-
schub und greifen Personen an, die darauf hinweisen, 
dass „Frau sein“ in dieser Gesellschaft nach wie vor 
mit besonderen Risiken verbunden ist. 

Tatsächlich wird bereits infrage gestellt, dass es „Frau-
en“ als biologische Kategorie oder eine gemeinsam 
geteilte Erfahrung des Frauseins überhaupt gibt.25 
Nicht mehr die Zuordnung „Frau“ soll für gemeinsa-
me Ziele reichen, sondern Frauen werden in FLINTA26 
unterteilt, je nach ihrer selbst gewählten geschlechtli-
chen Identität bzw. sexuellen Orientierung.27 Männer 
werden in ihrer biologischen Zuordnung interessan-
terweise nicht differenziert, sondern bleiben, was sie 
immer waren – einfach Männer.28

Spalte und herrsche

Die Argumente, es gebe keinen gemeinsamen Nen-
ner für Frauen aus unterschiedlichen sozialen 
Schichten oder Ethnien, weil sie unterschiedliche 
Lebensumstände haben, ist wirklich nicht neu. Diese 
und ähnliche Argumente sind immer wieder ins Feld 
geführt worden, um die Frauenbewegung zu spalten. 
Nun kommt dieser Versuch im Mäntelchen von 
Fortschritt, Weltoffenheit und Vorurteilsfreiheit 
daher, unterstützt von wissenschaftlichen Theorien 
über die Vielfalt der Chromosomenzusammensetzung 
des biologischen Geschlechts und der Behauptung, es 
gäbe keine binäre Geschlechterordnung. Die Gegen
argumentation namhafter Biologinnen und Biologen 
sind dabei beeindruckend.29

Um Chancengleichheit zu gewährleisten, muss nicht 
das weibliche oder männliche Geschlecht abgeschafft 
werden, sondern die Geschlechterrollen müssen 
sich öffnen, um mehr Optionen für individuelle Le-
bensentwürfe zu entfalten – auch von Personen, die 
sich diesen beiden Kategorien nicht zugehörig füh-
len.

Fazit

Mit „gefühlter“ Ungerechtigkeit von Männern 
durch den rechtlichen Anspruch von Frauen auf 
Nachteilsausgleich haben Gleichstellungsbeauftragte 
seit langem zu kämpfen. Die Begründung dafür hat 
aber nichts mit Transsexualität zu tun, sondern mit 
dem Abbau von Privilegien für Männer. Mit dem ge-

planten „Selbstbestimmungsgesetz“ würde genau 
diesem Gefühl Raum gegeben, um über den Umweg 
der Aufhebung von geschlechtlicher Binarität Frau-
enrechte systematisch abzuschaffen.30

Wir sollten also aufpassen, dass durch das geplante 
„Selbstbestimmungsgesetz“ nicht nur unsere Lebens-
realität auf den Kopf gestellt wird, sondern gleichzei-
tig der Verfassungsauftrag aus Art. 3 Abs. 2 GG und 
damit alles, was in den letzten Jahrzehnten durch 
mühsam erkämpfte Rechten für Frauen erreicht wur-
de. 

Der Reformbedarf des Transsexuellengesetzes wird 
nicht infrage gestellt. Es bedarf unstreitig einer ver-
fassungsgemäßen Regelung für die Betroffenengrup-
pe, aber keiner Verallgemeinerung ihrer Probleme 
durch Übertragung in ein Selbstbestimmungsgesetz 
für alle.
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Bezahlung, Wiedereinstieg,
Karriere und Aufstieg. Heißt
das für Leo und Leoni dasselbe?

Unser Expertenkommentar zum AGG kennt
die richtige Antwort.

Der Kommentar zum AGG erläutert aus führlich die arbeitsrechtlichen 
 Vorschriften, die Diskriminierungstatbestände und deren Vermeidung, 
 unzulässige Verhaltensformen, Beschwerderechte und Rechtsschutz für 
die Betroffenen sowie Rechtsfolgen bei  Verletzungen des Gesetzes.

Jetzt auch mit Kommentierung zum Entgelttransparenzgesetz! 

Mit ergänzenden Vorschriften und Entscheidungssammlung.
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